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Klaus Bolz

Gefährdeter 
DDR-Handel

Das im reinen Warenverkelir 
zwischen der Bundesrepublik 

Deutschland und der DDR bis ein­
schließlich September erzielte Um­
satzvolumen in Höhe von 11,5 Mrd. 
DM läßt den Schluß zu, daß auch 
1985 ein Rekordjahr des innerdeut­
schen Handels wird. Vor allem die 
westdeutschen Lieferanten können 
zufrieden sein, ist doch das gestie­
gene Umsatzvolumen auf ihre um 
fast 24 % gestiegenen Lieferungen 
in die DDR zurückzuführen und kam 
es durch vermehrte Investitionsgü- 
terkäufe der DDR endlich auch zu 
der gewünschten Strukturverbesse­
rung. Mit Blick auf die gegenwärtig 
nicht eben günstigen politischen 
Rahmenbedingungen verdient je­
doch vor allem die Stetigkeit in der 
Entwicklung der Wirtschaftsbezie­
hungen Beachtung. Obwohl die 
DDR durch ihre in den letzten Jah­
ren sichtbar verbesserte Handelsbi­
lanz -  zum Teil auch als Folge der 
westdeutschen Großkredite -  ihren 
Handlungsspielraum im Westhan­
del erweitern konnte, hat sie diesen 
nicht -  wie auf westdeutscher Seite 
häufig befürchtet -  zu einer Redu­
zierung ihres Wirtschaftsverkehrs 
mit der Bundesrepublik genutzt.

Bei der Beurteilung der ziemlich 
stetigen Aufwärtsentwicklung des 
innerdeutschen Handels ist nicht 
außer acht zu lassen, daß sich die­
ser systembedingt im wesentlichen 
gemäß dem politischen Willen und 
den ökonomischen Fähigkeiten der 
DDR entwickelt. Die Bundesrepu­
blik kann immer wieder nur ihre Be­
reitschaft zu seiner Vertiefung si­
gnalisieren. Vor diesem Hintergrund 
läßt die Entwicklung bis heute den 
Schluß zu, daß die DDR dem inner­
deutschen Handel einen hohen öko­
nomischen Wert beimißt und ihn von 
rein politischen Einflüssen freizuhal­
ten sucht. Oder anders gesagt: Un­
ter den vielen Problemen zwischen 
Ost und West war für die DDR-Füh- 
rung offensichtlich keines so gravie­
rend, daß je die Aufgabe der Vorteile 
aus dem innerdeutschen Handel 
ernsthaft zur Disposition gestanden 
hätte. Weder die Belastungen 
im amerikanisch-sowjetischen Ver­
hältnis, die Absage des Honecker- 
Besuchs noch die jüngste deutsch­
deutsche Spionage-Affaire haben 
einen nachhaltigen Einfluß auf den 
innerdeutschen Handel gehabt.

Der DDR mag das Bemühen, den 
Wirtschaftsverkehr mit der Bundes­
republik vorrangig gemäß ihren öko­
nomischen Interessen zu entwik- 
keln, um so leichter fallen, als sie in­
zwischen sicher sein kann, daß die 
Bundesrepublik den innerdeut­
schen Handel nicht als Instrument 
einsetzen wird, um politische Zuge­
ständnisse zu erzwingen. Doch 
noch ein zweiter Gesichtspunkt 
scheint wichtig: Die DDR besitzt in 
Fragen des innerdeutschen Han­
dels auch deshalb einen vergleichs­
weise großen Handlungsspielraum, 
weil die Sowjetunion in einem nicht 
geringen Maße Nutznießer eines 
gut funktionierenden deutsch-deut­
schen Wirtschaftsverkehrs ist. Da 
die Sowjetunion aber schließlich auf 
derartige Vorteile verzichten 
könnte, hielte sie dies für politisch 
geboten, könnte der -  geduldete -  
Handlungsspielraum der DDR 
schnell schrumpfen, so z. B. in Ver­

bindung mit der Politik der Bundes­
regierung in der Frage von SDI.

Um Mißverständnisse von vorn­
herein nicht entstehen zu lassen, 
die Frage einer westdeutschen Be­
teiligung am SDI-Programm kann 
wegen ihrer grundsätzlichen Be­
deutung nicht vorrangig in Abhän­
gigkeit vom innerdeutschen Handel 
entschieden werden. Über den Weg 
zu einer solchen Beteiligung sollte 
man allerdings auch mit Blick auf 
diesen Wirtschaftsverkehr entschei­
den. Die Vergangenheit hat gezeigt, 
daß die Sowjetunion und auch die 
DDR sehr wohl unterscheiden, ob 
die westdeutsche Wirtschaft als sol­
che sich in Verfolgung ihrer Ziele zu 
bestimmten Aktivitäten entschließt, 
oder aber ob die Regierung derarti­
gen Aktivitäten durch Rahmenab­
kommen noch einen besonderen 
Rang verieiht.

Für SDI heißt dies im Klartext: 
Wenn sich westdeutsche Unterneh­
men -  unter ihnen Weltfirmen der 
Raumfahrttechnik und Elektronik -  
an SDI beteiligen, wird Generalse­
kretär Honecker dies natüriich ver­
bal scharf verurteilen, ein Einfrieren 
der innerdeutschen Wirtschaftsbe­
ziehungen aber im eigenen wirt­
schaftlichen Interesse zu vermei­
den suchen. Ein offizielles deutsch­
amerikanisches SDI-Rahmenab- 
kommen bliebe dagegen mit großer 
Wahrscheinlichkeit nicht ohne Fol­
gen für die innerdeutschen W irt­
schaftsbeziehungen sowie ihre der­
zeitig gegebenen Entwicklungs­
chancen.

Ein SDl-Rahmenabkommen ist 
politisch nicht notwendig -  eher 
überflüssig. Auch ökonomisch und 
wissenschaftlich-technisch wird es 
über die ohnehin zustande kom­
menden deutsch-amerikanischen 
SDI-Projekte hinaus vermutlich 
nichts bringen. Mit Blick auf die Ge­
samtheit der Beziehungen zwi­
schen den beiden deutschen Staa­
ten sollte der Bundesregierung eine 
gewisse offizielle Zurückhaltung ge­
genüber SDI eigentlich nicht 
schwerfallen.
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